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Bei der Realisierung von Maßnahmen, die durch dos Mfs auf den 
Verfassungsauftrag gestützt werden, sind jedoch die verfas­
sungsmäßig fixierten Grundsätze des Verhältnisses Staat - 
Burger zu beachten und durchzusetzen, wie z. B. dio Achtung 
und der Schutz der Würde und Freiheit der Persönlichkeit, 
die Unverletzbarkeit der Wohnung, die Unverletzbarkeit des 
Post- und Fernmeldegeheimnisse u. a.

Universelle Bedeutung für die Tätigkeit des MfS und 
damit auch für die Diensteinheiten der Linie Untersuchung 
besitzt dns Gesotz über die Aufgaben und Befugnisse der 
Deutschen Volkspolizei vom 11. 06. 1968. Sie ergibt sich 
aus der Festlegung im § 20 (2) dieses Gesetzes, wonach die 
Angehörigen des HfS ermächtigt sind, die im VP-Gesetz ge­
regelten Befugnisse wahrzunehmen.

Bei der Bestimmung der rechtlichen Befugnisse des Vorgehens 
der Untersuchungsabteilungen des MfS im Prozeß der Vorbeu­
gung, Aufdeckung und Bekämpfung des subversiven Mißbrauchs 
^Jugendlicher ist die im § 12 (2) des VP-Gesetzes geregelte 
Befugnis zur Zuführung von Personen bedeutsam. Treffen die 
Voraussetzungen des § 12 (2) des VP-Gesetzes zu, ist es mög­
lich, Personen zu jedem beliebigen Ort zuzuführen und über 
einen begrenzten Zeitraum in ihrer Bewegungsfreiheit zu be­
schränken, was speziell im Prozeß der vorbeugenden Vorhinderung 
und Bedeitigung von Störungen und Gefährdungen der öffentlichsn 
Ordnung und Sicherheit, die von ^Jugendlichen ausgehen, erheb­
liche Bedeutung erlangen kann.

üie Zuführung gemäß § 12 Abs. 2 VP-Gesetz ist nach zwei 
Alternativen zulässig.

Personen dürfen zugeführt werden, wenn

1. Die Personalien nicht an Ort und Stelle zweifelsfrei festge­
stellt werden können (§ 12 (2) Satz 1 VP-Gesetz).

Das Tätigwerden nach dieser Rechtsnorm setzt Situationen
voraus, in denen es tatsächlich nicht möglich ist. von einer
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